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Gewerbegebiet Hambachstraße“ 

 

                 genordet, ohne Maßstab  
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1. Vorbemerkungen 

1.1 Planerfordernis und -ziel 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Dautphetal hat am 29.04.2024 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die 

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 1.4 „Erweiterung Gewerbegebiet Hambachstraße“ – 2. Änderung 

und Erweiterung, sowie die Änderung des Flächennutzungsplanes in diesem Bereich beschlossen.  

Ziel des Bebauungsplanes ist die Schaffung der bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die Er-

weiterung des Gewerbegebietes, das maßgeblich durch die Firma MJM Metallverarbeitung Mangner 

GmbH geprägt wird. Das Betriebsgelände wird nach Westen erweitert und als Gewerbegebiet im Sinne 

des § 8 BauNVO ausgewiesen. Hierdurch erfolgt eine Standortsicherung, sowie Sicherung und Stär-

kung von Arbeitsplätzen in diesem Bereich. Auf Ebene des Flächennutzungsplanes werden entspre-

chend gewerbliche Bauflächen i.S.d. § 1 Abs.1 Nr. 3 BauNVO dargestellt. Damit die Erschließung des 

Standortes gewährleistet werden kann, werden die Verkehrsflächen, die überwiegend ausgebaut sind, 

mit in den Geltungsbereich aufgenommen und planungsrechtlich gesichert. Neben der Ausweisung von 

Bauflächen werden grünordnerische Maßnahmen und Ausgleichsflächen im Plangebiet festgesetzt, um 

den Eingriff in Natur und Landschaft zu minimieren.  

 

Abb. 2: Räumliche Einordnung des Plangebietes in der Ortslage von Dautphetal – OT Allendorf 

 

Quelle: OpenStreetMap (www.openstreetmap.org; 05/2024), bearbeitet 

 

1.2 Räumlicher Geltungsbereich  

Das Planungsgebiet liegt im Westen der Ortslage Allendorf südlich der Hambachstraße sowie östlich 

der K 73 und stellt die Erweiterung des Firmengeländes der Firma Metallverarbeitung Mangner dar. 
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Der Geltungsbereich des Plangebietes erfasst die Flurstücke 4/1 – 4/3, 5/1, 5/2, 6/4, 22 - 24, 25/6 tlw., 

26/1 tlw. und 36/3 tlw., jeweils Flur 5 der Gemarkung Allendorf (am Hohenfels). Der Geltungsbereich 

umfasst somit eine Fläche von 2,1 ha. Die Topographie im Plangebiet ist in Richtung Westen stark 

ansteigend, sodass das Plangebiet auf einem höheren Niveau liegt als das Betriebsgelände der Firma 

Metallverarbeitung Mangner.  

Gegenwärtig wird das Plangebiet überwiegend als Grünfläche genutzt. Zudem befinden sich im Nord-

westen entlang der Straßen qualitative Gehölzstrukturen. Darüber hinaus wird das Plangebiet südwest-

lich durch Gehölzstrukturen gesäumt. Zudem verläuft inmitten des Plangebietes von Nord nach Süd 

eine Feldwegeparzelle, welche unbefestigt und im Bestand lediglich in Form von Fahrrillen zu erkennen 

ist. Desweiteren verläuft eine Hochspannungsfreileitung unweit östlich vom Plangeltungsbereich, 

wodurch die vorliegende Planung jedoch nicht beeinträchtigt wird. 

 

Abb. 4: Firmengelände entlang der Hambachstraße               Abb. 5: Betriebsgelände Fa. Mangner 

                      

Abb. 6: Mitarbeiterparkplätze in Richtung Plangebiet               Abb. 7: Spuren der landwirtschaftlichen Nutzung 

                   

Abb. 8: Viehweidehaltung im Plangebiet   Abb. 9: Freileitungsverlauf östlich des Plangebietes 

                 

(Quelle: Eigenes Fotoachiv, Mai 2024)     
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Angrenzende Nutzungen: 

- Norden: Firmengelände Firma Metallverarbeitung Mangner GmbH 

- Osten: Firmengelände Firma Metallverarbeitung Mangner GmbH 

- Süden: Landwirtschaftlicher Weg, Grünflächen und vereinzelt Gehölzstrukturen 

- Westen: Kreisstraße K 73, Waldfläche  

 

Abb. 10: Plangebiet westlich und südlich des Gewerbestandortes Fa. Mangner (Luftbild) 

 

Quelle: Natureg Viewer HLNUG (05/2024), bearbeitet 

 

1.3 Regionalplanung 

Der Regionalplan Mittelhessen 2010 stellt das vorliegende Plangebiet überwiegend als Vorranggebiet 

für Landwirtschaft (6.3-1), einen untergeordneten Teil im Nordwesten als Vorranggebiet für Forstwirt-

schaft (6.4-1) und weitere kleinflächige Teile als Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft (6.3-2) dar. 

Im Plangebiet wird durch den Regionalplan zudem eine Hochspannungsleitung dargestellt. Durch Be-

gehungen vor Ort lies sich feststellen, dass diese östlich des Plangebietes verläuft und damit außerhalb 

des vorliegenden Geltungsbereiches liegt.   

Mit der vorliegenden Erweiterungsfläche des Gewerbegebietes (Geltungsbereich des Bebauungspla-

nes 2,1 ha) erfolgt eine kleinflächige Entwicklung am Rande der Ortslage. Die Entwicklung der Flächen 

erfolgt als Standorterweiterung des bereits ansässigen Betriebes und dient demnach der Eigenentwick-

lung des Ortsteiles.  

Der nordwestliche Bereich des Vorranggebietes für Forstwirtschaft wird auf Ebene des Bebauungspla-

nes aufgegriffen. Hier erfolgt keine Ausweisung von Bauflächen. Hier werden die bestehenden Struktu-

ren planungsrechtlich gesichert. Folglich werden Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
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von Boden, Natur und Landschaft mit den Entwicklungszielen Wildhecke und Feldgehölze sowie Suk-

zession festgesetzt.  

Die geplante Entwicklung erfolgt überwiegend zu Lasten des Vorranggebietes Landwirtschaft, sowie 

kleinteilig zu Lasten des Vorbehaltsgebietes für Landwirtschaft im Osten. Aufgrund der Kleinflächigkeit 

sowie der Standortgebundenheit wird vorliegend davon ausgegangen, dass eine Zielabweichung zum 

Regionalplan Mittelhessen 2010 nicht erforderlich und somit die vorliegende Bauleitplanung an die Ziele 

der Landesplanung und Raumordnung gemäß § 1 Abs. 4 BauGB angepasst ist. 

 

Abb. 11: Ausschnitt aus dem Regionalplan Mittelhessen 2010  

 

Ausschnitt genordet, ohne Maßstab  

 

1.4 Vorbereitende Bauleitplanung 

Der derzeit wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Dautphetal aus dem Jahr 2008 stellt die 

Fläche als Fläche für die Landwirtschaft dar. Zudem verläuft von Nord nach Süd eine Hochspannungs-

freileitung (kV-Leitung).  

 

Abb. 12: Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Dautphetal (2008) 

 

Genordet, ohne Maßstab  
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Der vorliegende Bebauungsplan beabsichtigt die Ausweisung eines Gewerbegebietes i.S.d. § 8 

BauNVO. Da Bebauungspläne nach § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln 

sind, steht die Darstellung des Flächennutzungsplans der vorliegenden Planung somit entgegen. Die 

erforderliche Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgt daher gemäß § 8 Abs. 3 BauGB im Paral-

lelverfahren zur Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes. 

 

2016 wurde der Bebauungsplan "Anbindung Gewerbegebiet / Kreisstraße K 73"rechtskräftig. Die vor-

liegende Bauleitplanung überplant im nordwestlichen Bereich Flächen dieses rechtskräftigen Bebau-

ungsplanes. Zur Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgte damals eine entsprechende Änderung des 

Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren. Diese ist nachfolgend dargestellt. Im vorliegend betroffe-

nen Bereich werden hier gegenüber dem Gesamtflächennutzungsplan Flächen für Maßnahmen zum 

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft dargestellt.  

 

Abb. 13: Ausschnitt aus der Flächennutzungsplanänderung im Bereich „Anbindung Gewerbegebiet / Kreis-

straße K 73“ (2016) 

 

Genordet, ohne Maßstab  

 

1.5 Verbindliche Bauleitplanung 

Der vorliegende räumliche Geltungsbereich der 2. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes 

„Erweiterung Gewerbegebiet Hambachstraße“ wird bereits durch die Darstellungen und Festsetzungen 

mehrerer rechtskräftiger Bebauungspläne erfasst. Folgende Bebauungspläne werden von der vorlie-

genden Planung betroffen und deren Festsetzungen entsprechend der Plankarte im vorliegenden räum-

lichen Geltungsbereich ersetzt: 

 

- Bebauungsplan „Gewerbegebiet Hambachstraße“ (2002) 

- Bebauungsplan Nr. 01.4 „Erweiterung Gewerbegebiet Hambachstraße“ (2010) 

- 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 01.4 „Erweiterung Gewerbegebiet Hambachstraße“ 

(2014) 

- Bebauungsplan „Anbindung Gewerbegebiet / Kreisstraße K 73 (2016) 
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Abb. 14: Bebauungsplan „Gewerbegebiet Hambachstraße“ (2002) 

 

Genordet, ohne Maßstab (rot= vorliegender Geltungsbereich) 

 

Durch den Bebauungsplan „Gewerbegebiet Hambachstraße“ (2002) wurde die westliche Ortsrandlage 

erstmals für rein gewerbliche Nutzung vorgesehen. Im Rahmen der Planung wurde ein Gewerbegebiet 

i.S.d. § 8 BauNVO ausgewiesen. In Verbindung damit wurde eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 und 

eine Geschossflächenzahl (GFZ) von 1,6 festgesetzt. Darüber hinaus sind maximal zwei Vollgeschosse 

in einer offenen Bauweise zulässig. Um diesen Eingriff in Natur und Landschaft entsprechend auszu-

gleichen, wurde eine Kompensationsmaßnahme mit dem Entwicklungsziel „Entwicklung einer Extensiv-

wiese“ unweit westlich an der Hambachstraße festgesetzt. Im Bestand wird diese Ausgleichsfläche 

durch Viehhaltung beweidet. 

Die bisher im Geltungsbereich der 2. Änderung und Erweiterung ausgewiesenen Ausgleichsflächen und 

Maßnahmen müssen zusätzlich an anderer Stelle neu festgesetzt werden (doppelter Ausgleich). Hierzu 

werden zum nächsten Verfahrensschritt der Entwurfsoffenlage weitere Ausführungen ergänzt.  

 

Um die Expansion des Betriebsgeländes von der Firma Metallverarbeitung Mangner GmbH planungs-

rechtlich abzusichern, wurde das Bauleitplanverfahren für den Bebauungsplan Nr. 1.4 „Erweiterung Ge-

werbegebiet Hambachstraße“ (2009) aufgenommen. Der B-Plan weist sowohl ein Gewerbegebiet i.S.d. 

§ 8 BauNVO unmittelbar westlich an das bestehende Betriebsgelände anschließend als auch ein Misch-

gebiet i.S.d. § 6 BauNVO in „zweiter Reihe“ zur Schwarzackerstraße. Das Maß der baulichen Nutzung 

für das Gewerbegebiet belief sich auf eine GRZ von 0,6, eine GFZ von 1,2 und zwei maximal zulässige 

Vollgeschosse bei einer max. zulässigen Höhenentwicklung von 7 Meter.  

Außerdem werden die Erschließungswege sowie eine Ortsrandeingrünung in Richtung Südwesten vor-

gesehen. Um den Eingriff entsprechend ausgleichen zu können, wurde das nördlich der Hambach-

straße gelegene Flurstück 6/1 für einen Ausgleich mit den Entwicklungszielen „Extensivgrünland“ sowie 

„Feldgehölz (Bestand)“ ausgewiesen.  
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Abb. 15: Bebauungsplan Nr. 1.4 „Erweiterung Gewerbegebiet Hambachstraße“ (2009) 

 

Genordet, ohne Maßstab (rot= vorliegender Geltungsbereich) 

 

Im Zuge der 1. Änderung des Bebauungsplanes „Erweiterung Gewerbegebiet Hambachstraße“ (2014) 

wurde das im Ursprungsplan als Ausgleichsfläche ausgewiesene Flurstück 6/1 überplant und für eine 

gewerbliche Entwicklung vorbereitet. Damit das durch die Ausweisung entstehende Eingriffsdefizit be-

seitigt werden konnte, wurden Ausgleichsflächen südlich des Plangebietes ausgewiesen, welche mit 

den differenzierten Entwicklungszielen „Erhalt bzw. Entwicklung von Laubwald“, „Ufergehölze“, „Klein-

gewässer“, „Extensivgrünland“, „Bachrenaturierung“ und „Wiesenböschung / Wildkrautsaum“ ökolo-

gisch aufgewertet. Einen großen Teil der im Ursprungsplan ausgewiesenen Ausgleichsfläche kann je-

doch um das neu ausgewiesene Baufenster erhalten bleiben, sodass der Hallenneubau in einem natur-

nahen Umfeld errichtet werden kann. Außerdem setzt der Bebauungsplan aufgrund der im Gebiet vor-

gefundenen Topographie ein Regenrückhaltebecken am östlichen Gebietsrand nördlich der Hambach-

straße fest. 

 

Abb. 16: 1. Änderung des Bebauungsplanes „Erweiterung Gewerbegebiet Hambachstraße“ (2014) 

 

Genordet, ohne Maßstab   
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Abb. 17: Bebauungsplan „Anbindung Gewerbegebiet / Kreisstraße K 73“ (2016) 

 

Genordet, ohne Maßstab  

Aufgrund des wachsenden Betriebes und dem damit verbundenen Anliegerverkehr (regelmäßiger LKW-

Verkehr für An- und Abtransport der Güter) wurde es notwendig, besagten Verkehr über den Ortskern 

zu vermeiden und eine neue Anbindung an die Kreisstraße K73 anzulegen.  

Zu diesem Ziel wurde der Bebauungsplan „Anbindung Gewerbegebiet / Kreisstraße K 73“ aus dem Jahr 

2016 ausgewiesen. Im Bereich der Straße hat dieser Bebauungsplan den Bebauungsplan Nr. 1.4 „Er-

weiterung Gewerbegebiet Hambachstraße“ (2009) sowie die erste Änderung dessen bereits überplant.  

Im Bebauungsplan „Anbindung Gewerbegebiet / Kreisstraße K 73“ (2016) wird der nördliche Bereich 

des vorliegenden Plangebietes als Kompensationsfläche mit dem „Entwicklungsziel: Wildkrautsaum“ 

ausgewiesen. Dieses Entwicklungsziel aufgrund seiner ökologischen Wertigkeit auch weiterhin verfolgt 

und erhalten werden.  

Im Nordwesten des vorliegenden räumlichen Geltungsbereiches werden Teile dieses rechtskräftigen 

Bebauungsplanes überplant und folglich ersetzt.  

 

1.6 Innenentwicklung und Bodenschutz 

Das Baugesetzbuch wurde 2013 mit dem Ziel geändert, die Innenentwicklung in den Städten und Ge-

meinden weiter zu stärken. Insofern ist der Vorrang der Innenentwicklung zur Verringerung der Neuin-

anspruchnahme von Flächen ausdrücklich als ein Ziel der Bauleitplanung bestimmt worden. § 1 Abs. 5 

BauGB sieht nun zusätzlich vor, dass die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der 

Innenentwicklung erfolgen soll. In den ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz wird daher in der 

Bodenschutzklausel nach § 1a Abs. 2 BauGB in Satz 4 bestimmt, dass die Notwendigkeit der Umwand-

lung landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen begründet werden soll; dabei sollen Ermittlun-

gen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere 

Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen kön-

nen.  
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Für die Bauleitplanung bedeutet das, dass etwa in den Begründungen zu Bauleitplänen darzulegen ist, 

dass die Gemeinden Bemühungen unternommen haben, vor der Neuinanspruchnahme von Flächen 

zunächst die Möglichkeiten der Innenentwicklung zu untersuchen und auszuschöpfen. 

Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzun-

gen für die Erweiterung eines am Standort ansässigen Gewerbebetriebes. Westlich des bestehenden 

Firmengeländes werden für die Expansionsmöglichkeiten zwar neu in Anspruch genommen, jedoch 

kann sich so der ansässige Betrieb so weiterentwickeln. Zudem handelt es sich vorliegend um den 

einzigen räumlichen Gewerbestandort im Ortsteil Allendorf. Aufgrund der Standortgebundenheit, sowie 

immissionsschutzrechtlichen Gründen und dem benötigten Flächenbedarf wird an dieser Stelle auf eine 

vertiefende Alternativendiskussion bzw. Innenbereichsbetrachtung verzichtet.  

 

1.7 Verfahrensart und -stand 

Die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplans erfolgt im zweistufigen Regelverfahren mit Umwelt-

prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB. 

 

Aufstellungsbeschluss gemäß  

§ 2 Abs. 1 BauGB  

29.05.2024 

Bekanntmachung: 08.06.2024 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß  

§ 3 Abs. 1 BauGB 

10.06.2024 – 10.07.2024 

Bekanntmachung: 08.06.2024 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger 

Träger öffentlicher Belange gemäß  

§ 4 Abs. 1 BauGB 

Anschreiben: 05.06.2024 

Frist: 10.07.2024 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß  

§ 3 Abs. 2 BauGB 

__.__.____ – __.__.____ 

Bekanntmachung: __.__.____ 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 

öffentlicher Belange gemäß  

§ 4 Abs. 2 BauGB 

Anschreiben: __.__.____ 

Frist analog § 3 Abs. 2 BauGB 

 

Feststellungsbeschluss gemäß  

§ 6 Abs. 6 BauGB 

__.__.____ 

Die Bekanntmachungen erfolgen in der Dautphetaler Wochenzeitung als amtliches Bekanntmachungsorgan der 

Gemeinde Dautphetal. 

 

 

2. Städtebauliche Konzeption 

Die Begründungspflicht der Planung hat im Wesentlichen zwei Zielsetzungen, die in der Rechtspre-

chung wie folgt umschrieben werden: Die Begründungspflicht soll als zwingende Verfahrensvorschrift 

sicherstellen, dass die städtebauliche Rechtfertigung und Erforderlichkeit sowie die Grundlagen der Ab-

wägung in ihren zentralen Punkten dargestellt werden, um eine effektive Rechtskontrolle des Plans zu 
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ermöglichen. Daneben soll die Begründung die Festsetzungen des Plans verdeutlichen und Hilfe für 

ihre Auslegung sein. 

Nach § 2a Satz 1 BauGB hat die Begründung die „Ziele, Zwecke und wesentlichen Auswirkungen“ des 

Bebauungsplans darzulegen. Diese Darlegungen haben die tragenden Elemente der Plankonzeption 

zu erfassen, insbesondere auch solche, die einer speziellen städtebaulichen Rechtfertigung bedürfen. 

Anschließend werden daher zunächst die städtebaulichen Aspekte der Planung i.V.m. der planerischen 

Gesamtkonzeption erläutert, während in den darauffolgenden Kapiteln die textlichen und zeichneri-

schen Festsetzungen explizit begründet werden. 

Die Gemeinde Dautphetal verfolgt mit der vorliegenden 2. Änderung und Erweiterung des Bebauungs-

planes Nr. 1.4 „Erweiterung Gewerbegebiet Hambachstraße“ das städtebauliche Ziel, den Standort der 

Firma Metallverarbeitung Mangner GmbH und die damit verbundenen Arbeitsplätze im Gemeindegebiet 

zu sichern und zusätzliche Expansionsmöglichkeiten ortsnah bauplanungsrechtlich vorzubereiten. Un-

mittelbar anschließend an das bestehende Betriebsgelände im Bereich der Hambachstraße wird in einer 

Größenordnung von ca. 2,1 ha zusätzliche gewerbliche Baufläche planungsrechtlich neu ausgewiesen. 

Die Standortwahl der Erweiterungsfläche ergibt sich aufgrund des räumlichen Zusammenhangs zum 

bestehenden Betrieb, der im Bestand gegebenen Erschließung, den Eigentumsverhältnissen sowie der 

Ausprägung und Konzentration des gewerblichen Standortes im Westen der Ortslage von Allendorf. 

Die Firma Mangner bearbeitet mittels einer Laserschneidtechnik metallische Güter, die dann in ver-

schiedenen Bereichen und Branchen Anwendung finden. Die gegenwärtigen Gewerbehallen und das 

Betriebsgelände ist aufgrund der vorgefundenen Topographie auf drei unterschiedlichen Höhenebenen 

angeordnet und sind durch interne Erschließungsmaßnahmen verbunden. Die durch diesen Bebau-

ungsplan vorliegend vorbereiteten Expansionsflächen schließen räumlich unmittelbar an das Betriebs-

gelände an, sodass der Neubau in die logistischen Prozesse und Arbeitsabläufe integriert werden kann. 

Da die Verarbeitung der Metallgüter im Innenraum der Gewerbehallen stattfindet, kann davon ausge-

gangen werden, dass aus immissionsschutzrechtlicher Sicht keine Beeinträchtigungen oder Konflikte 

im Hinblick auf die östlich gelegenen Nutzungen (Misch- und Wohngebiete) zu erwarten sind. 

Die gewerblichen Bauflächen sollen entsprechend der Ausweisung in der Plankarte in zwei Bauab-

schnitten entwickelt werden. Für den ersten Bauabschnitt im östlichen Teil des Geltungsbereiches liegt 

bereits eine Freiflächenplanung vor, welche durch ein beauftragtes Architekturbüro angefertigt wurde 

(vgl. Abb. 18). 

Die Darstellungen dieser Planung kommunizieren die Intention, eine Kombination aus Gewerbehalle 

und Verwaltungs-/Bürobauten im Baufenster des GE1 zu errichten. Die nicht-bebauten Grundstücksflä-

chen werden für PKW- und LKW-Stellplätze beansprucht und für die logistischen Prozesse freigehalten. 

Außerdem erfolgt die Darstellung von gemeinschaftlichen Bereichen in Form von Terrassen sowie die 

Darstellung der zu erwartenden Durchgrünung der Baufläche. Eine derartige Begrünung entspricht der 

herkömmlichen Gestaltung von Gewerbestandorten und wird durch die Vergabe von textlichen Festset-

zung gesteuert. 
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Abb. 18: Freiflächengestaltungsplan für den 1. Bauabschnitt der Gewerbeflächenerweiterung 

  

Darstellungen unverbindlich, ohne Maßstab (aktueller Planstand, unverbindlich) 

 

Der zweite Bauabschnitt (GE2) stellt eine Flächenbevorratung dar für zukünftige gewerbliche Entwick-

lungen im Ortsteil Allendorf dar, in dem zum Zweck der Eigenentwicklung Expansionsflächen gegeben 

sind. Aufgrund der Arbeitsweise des Unternehmens Metallverarbeitung Mangner GmbH als verarbei-

tendes Gewerbe mit klar definierten Produktionsprozessen und der dadurch entstehenden starken Orts-

bindung ist zu erwarten, dass diese Flächen zukünftig ebenfalls für die Firma aktiviert werden. 

Das Maß der baulichen Nutzung orientiert sich im Geltungsbereich an dem angrenzenden Bestand des 

Betriebsgeländes, wobei die Darstellung der Baugrenzen aufgrund der geplanten Erweiterung und der 

Schaffung von Spielraum für ausreichende Expansionsmöglichkeiten die Ausnutzung der Bebaubarkeit 

hinreichend vorsieht.  

 

3. Verkehrliche Erschließung und Anbindung 

Die verkehrliche Erschließung des in westlicher Ortsrandlage gelegenen Plangebietes wird auch zu-

künftig über die Hambachstraße erfolgen. Von der Hambachstraße aus schließt westlich weiterführend 

die Kreisstraße K 73 (Galgenbergstraße) an, welche in Richtung Norden zu den Ortsteilen Friedensdorf 

und Dautphe und in Richtung Süden zum Ortsteil Damshausen führt. Über die nördliche Strecke sind 

die Bundesstraßen B 453 und die B 62 zu erreichen, welche an die nächstgelegenen Oberzentren Mar-

burg und Gießen anbinden. In Richtung Osten führt die Hambachstraße zur Hohenfelsstraße und somit 

zur Mitte des Ortsteiles Allendorf. Somit kann festgehalten werden, dass eine gute Anbindung an das 

überörtliche Verkehrswegenetz im Bestand gegeben ist. 

Die Feldwegeparzellen 22 und 36, welche am südlichen Rand des Geltungsbereiches verortet und be-

reits von den vorhergegangenen Bebauungsplänen anteilig erfasst wurde, wird im Rahmen der vorlie-

genden Bauleitplanung weiterhin planungsrechtlich gesichert, um den landwirtschaftlichen Wirtschafts-

verkehr auch zukünftig weiterhin gewährleisten zu können.  

Das Plangebiet ist zudem fußläufig und für Radfahrer sowie mit dem öffentlichen Personennahverkehr 

(ÖPNV) zu erreichen. Die nächsten Haltestellen „Dautphetal-Allendorf Biedenkopfer Straße“ (300m; 4 
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min Laufzeit) nordöstlich und „Dautphetal-Allendorf Im Steinfeld“ (400m; 5 min Laufzeit) südöstlich des 

Plangebietes liegen in guter Erreichbarkeit. 

Eine über den vorhandenen Bestand hinausgehende verkehrliche Erschließung des Plangebietes ist 

daher weder erforderlich noch vorgesehen. 

 

3.1 Knotenpunkt Anbindung K 73 

Durch die Ausweisung eines Gewerbegebietes entsteht voraussichtlich ein erhöhtes Verkehrsaufkom-

men in der Hambachstraße, insbesondere in den üblichen Arbeits- und Geschäftszeiten an Werktagen. 

Damit die Verkehrslast unproblematisch und nicht über den Ortskern von Allendorf abgewickelt werden 

muss, wurde im Bauleitplanverfahren im Jahr 2016 die Anbindung des bestehenden Gewerbegebietes 

an die Kreisstraße K 73 gesichert. Es wird daher antizipiert, dass durch das erhöhte Verkehrsaufkom-

men keine verkehrlichen Probleme entstehen werden. 

 

3.2 Anlagen für den ruhenden motorisierten Individualverkehr 

Im Rahmen des Bebauungsplanes werden keine Flächen für öffentliche Parkplätze festgesetzt. Inner-

halb der Gewerbeflächen werden explizit keine Stellplätze i.S.d. § 12 BauNVO und Nebenanlagen i.S.d. 

§ 14 BauNVO dargestellt. Diese sind gemäß textlicher Festsetzung innerhalb und außerhalb der über-

baubaren Grundstücksfläche zulässig. Hier besteht in der jetzigen Planphase zunächst planerische Zu-

rückhaltung, zumal die vorliegende Freiflächenplanung unverbindlich ist und noch im Laufe des Verfah-

rens angepasst werden könnte. 

 

 

4. Inhalt und Darstellungen der Flächennutzungsplanänderung 

Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB sollen Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die so-

zialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künf-

tigen Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende so-

zialgerechte Bodennutzung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt 

zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz 

und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung fördern sowie die städtebauliche 

Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln.  

Der Bebauungsplan weist für das Plangebiet ein Gewerbegebiet i.S.d. § 8 BauNVO aus. 

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Dautphetal aus dem Jahr X stellt das Plangebiet als Fläche 

für die Landwirtschaft dar. 

Da Bebauungspläne gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln sind, ste-

hen die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes „Erweiterung Gewerbegebiet Hambachstraße“ 

– 2. Änderung und Erweiterung den Darstellungen des Flächennutzungsplanes zunächst entgegen. Der 

Flächennutzungsplan wird daher gemäß § 8 Abs. 3 Satz 1 BauGB im Parallelverfahren zur 2. Änderung 

und Erweiterung des Bebauungsplanes geändert. Planziel der vorliegenden Flächennutzungsplanän-

derung ist gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO die Darstellung von Gewerblichen Bauflächen. Ergänzend 

werden Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft dargestellt. 

 

5. Berücksichtigung umweltschützender Belange 

5.1 Umweltprüfung und Umweltbericht 



Begründung, Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich Bebauungsplan Nr. 1.4 „Erweiterung 
Gewerbegebiet Hambachstraße“ - 2. Änderung und Erweiterung 

Vorentwurf – Planstand: 31.05.2024  15 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Anpassung des Baugesetzbuches an die EU-Richtlinien (EAG Bau, 

BGBl. I S.1359) am 20.07.2004 ist die Notwendigkeit zur Aufnahme eines Umweltberichtes in die Be-

gründung zum Bebauungsplan eingeführt worden (§ 2a BauGB). Darin sollen die im Rahmen der Um-

weltprüfung ermittelten Belange des Umweltschutzes systematisch zusammengetragen und bewertet 

werden. Im Zuge der verbindlichen Bauleitplanung wird daher ein Umweltbericht erarbeitet, dessen In-

halt entsprechend der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB aufbereitet wird. Nach § 2a BauGB ist der 

Umweltbericht Teil der Begründung zum Bebauungsplan und unterliegt damit den gleichen Verfahrens-

schritten wie die Begründung an sich (u.a. Öffentlichkeitsbeteiligung und Beteiligung der Träger öffent-

licher Belange). Die Ergebnisse des Umweltberichts und die eingegangenen Anregungen und Hinweise 

sind in der abschließenden bauleitplanerischen Abwägung entsprechend zu berücksichtigen. Um Dop-

pelungen zu vermeiden, wurden die für die Abarbeitung der Eingriffsregelung notwendigen zusätzlichen 

Inhalte, die als Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 

gleichberechtigt in die bauleitplanerische Abwägung einzustellen sind, in den Umweltbericht integriert. 

Da sowohl Flächennutzungspläne als auch Bebauungspläne einer Umweltprüfung bedürfen, wird auf 

die Abschichtungsregelung verwiesen.  

Der § 2 Abs.4 Satz 5 BauGB legt fest, dass die Umweltprüfung im Bauleitplanverfahren – wenn und 

soweit eine Umweltprüfung bereits auf einer anderen Planungsstufe durchgeführt wird oder ist – auf 

zusätzliche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen beschränkt werden soll. Dabei ist es nicht 

maßgeblich, ob die Planungen auf den verschiedenen Ebenen der Planungshierarchie zeitlich nachei-

nander oder ggf. zeitgleich durchgeführt werden (z.B. Parallelverfahren nach § 8 Abs.3 Satz 1 BauGB). 

Die Abschichtungsmöglichkeit beschränkt sich ferner nicht darauf, dass eine Umweltprüfung auf der 

inder Planungshierarchie höherrangigen Planungsebene zur Abschichtung der Umweltprüfung auf der 

nachgeordneten Planungsebene genutzt werden kann, sondern gilt auch umgekehrt. Der Umweltbericht 

des Bebauungsplanes gilt daher auch für die Änderung des Flächennutzungsplanes. 

 

Der Umweltbericht wird zum nächsten Verfahrensschritt der Entwurfsoffenlage als Anlage beigelegt. 

Dennoch sollen die Belange der Umwelt nachfolgend in den Grundzügen dargestellt werden. Diese 

werden im Rahmen des Umweltberichts im nächsten Verfahrensschritt präzisiert und vertiefender aus-

geführt.  

 

5.2 Beschreibung und Bewertung des Bestandes und der voraussichtlichen Umweltauswir-

kungen 

5.2.1 Allgemeines 

Nachfolgend werden die für die vorliegende Planung wesentlichen Belange des Umweltschutzes an-

hand des Bestandes beschrieben und bewertet sowie die voraussichtlich zu erwartenden Umweltaus-

wirkungen dargestellt. Eine ausführliche Prüfung der Umweltbelange erfolgt zum Entwurf der Planung 

in einem eigenständigen Umweltbericht mit integriertem landschaftspflegerischen Planungsbeitrag. 

 

5.2.2 Boden und Fläche 

Das Plangebiet weist eine Gesamtfläche von 2,2 ha auf, welche überwiegend landwirtschaftlich und nur 

teilflächig als Verkehrsfläche genutzt wird. Einzelne Teilflächen unterliegen als Feldgehölze oder Saum-

strukturen keiner besonderen Nutzung. 

Gemäß § 1 BBodSchG und § 1 HAltBodSchG sind die Funktionen des Bodens, u.a. durch Vermeidung 

von schädlichen Beeinträchtigungen, nachhaltig zu sichern oder wiederherzustellen. Zur dauerhaften 

Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sind gemäß § 1 Abs. 3 Nr. 1 und 
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2 BNatSchG seine prägenden biologischen Funktionen, die Stoff- und Energieflüsse sowie landschaft-

lichen Strukturen zu schützen. Die Böden sind so zu erhalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt 

erfüllen können. Nicht mehr genutzte versiegelte Flächen sind zu renaturieren oder, soweit eine Entsie-

gelung nicht möglich oder nicht zumutbar ist, der natürlichen Entwicklung zu überlassen. 

Die nachfolgende Bodenbewertung erfolgt in Anlehnung an die „Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von 

Bodenschutzbelangen in der Abwägung und der Umweltprüfung nach BauGB in Hessen“ (HMUELV 

2011) sowie mittels des BodenViewers Hessen. Der BodenViewer des Landes Hessen stellt flächen-

hafte Bodeninformationen zum Thema Bodenschutz in Hessen zur Verfügung.  

Bestandsaufnahme, Bodenvorbelastung, -empfindlichkeit und -bewertung 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst eine Fläche von rd. 2,2 ha und weist eine 

deutliche Geländeneigung nach Osten auf. Die vorherrschende Bodenhauptgruppe des Plangebiets ist 

Boden aus solifluidalen Sedimenten. Es handelt sich um Böden aus lösslehmhaltigen Solifluktionsde-

cken mit basenarmen Gesteinsanteilen (Bodeneinheit: Braunerden). Als Bodenarten sind für das Plan-

gebiet sandiger Lehm und Lehm angegeben.  

Als Grundlage für Planungsbelange aggregiert die Bodenfunktionsbewertung verschiedene Bodenfunk-

tionen (Ertragspotenzial, Feldkapazität, Nitratrückhaltevermögen) zu einer Gesamtbewertung. Der 

Funktionserfüllungsgrad der Bodenfunktionsbewertung wird im südwestlichen Teil als insgesamt gering 

und im nordöstlichen Teil als insgesamt mittel eingestuft. Im Einzelnen wird im südwestlichen Teil die 

Feldkapazität als gering, das Ertragspotenzial als mittel und das Nitratrückhaltevermögen als gering 

bewertet. Im nordöstlichen Teil ist das Ertragspotenzial als hoch, die Feldkapazität als mittel und das 

Nitratrückhaltevermögen als mittel bewertet. Die Ertragsmesszahl bzw. Acker- /Grünlandzahl des Plan-

gebiets gemäß BodenViewer Hessen liegt bei Werten > 25 bis <= 30 im Südwesten und bei > 40 bis <= 

45 im Nordosten. Für eine kleinen Teilbereich des Areals liegen keine Daten zur Bodenfunktionsbewer-

tung vor. Dabei ist davon auszugehen, dass die Werte sich den umliegenden Flächen ähneln. Die der-

zeitige Nutzung setzt sich aus Grünland und Gehölzstrukturen, sowie in geringen Umfang aus Straßen-

verkehrsflächen zusammen. 

Abb. 19: Bewertung auf Grundlage der Bodenfunktionsbewertung; Plangebiet: rot umrandet (HLNUG: BodenVie-

wer Hessen, eig. Bearb., Zugriff: 05/2024) 
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Im Großteil des zum derzeitigen Stand noch nahezu unbebauten Plangebietes ist durch Bodenverdich-

tung, -versiegelung, -ab- und -auftrag und Bodendurchmischung eine Störung der natürlichen Boden-

funktionen erwartbar. Die vorwiegend bedeutsamen Bodenfunktionen sind u. a. die Lebensraumfunk-

tion, die Funktion als Bestandteil des Naturhaushalts, als Abbau- Ausgleichs- und Aufbaumedium sowie 

als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte. 

Für das Plangebiet besteht mit einem K-Faktor von > 0,3 bis 0,4 eine erhöhte Erosionsanfälligkeit für 

den vorhandenen Boden (Erosionsatlas 2018). Bei der Geländebegehung waren keine Erosionserschei-

nungen vorhanden. Infolge der nahezu im gesamten Plangebiet vorhandenen Bodenbedeckung mit 

Grünland und Gehölzstrukturen sowie einer weitgehenden Versiegelung der vorhandenen Straßenver-

kehrsflächen ist hier mit keiner unmittelbaren Erosionsgefahr zu rechnen. Es wird allerdings darauf hin-

gewiesen, dass nach Oberbodenabschub im Zuge einer Baufeldvorbereitung durch Wassererosion er-

hebliche Schäden durch abgeschwemmten Boden auftreten können. 

Es sind die im Weiteren folgenden, eingriffsminimierenden Maßnahmen zu beachten. Hierbei ist insbe-

sondere die Ausweisung der Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-

zungen mit dem Ziel einer geschlossenen Laubstrauchhecke als Erosionsschutzmaßnahme zu nennen.  

Bergbau/ Altstandorte/ Kampfmittel 

Darüber hinaus sind zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine Altablagerungen, Altstandorte, Verdachtsflä-

chen, altlastverdächtige Flächen, Altlasten und Flächen mit sonstigen schädlichen Bodenveränderun-

gen innerhalb des Plangebietes bekannt. Werden bei der Durchführung von Erdarbeiten Bodenverun-

reinigungen oder jedoch sonstige Beeinträchtigungen festgestellt, von denen eine Gefährdung für 

Mensch und Umwelt ausgehen kann, sind umgehend die zuständigen Behörden zu informieren. 

Hinweise auf Kampfmittel im Plangebiet liegen zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht vor. Sollten im Zuge 

der Bauarbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände gefunden werden, ist der Kampfmittelräumdienst 

unverzüglich zu verständigen. 

 

Bodenentwicklungsprognose 

Bei Nichtdurchführung des Bauvorhabens bleiben die wenig vorbelasteten Bodenfunktionen voraus-

sichtlich erhalten und werden sich je nach Intensivierung oder Extensivierung der Nutzung verschlech-

tern bzw. verbessern.  

Bei Durchführung der Planung kommt es innerhalb des Plangebietes zu Neuversiegelung, Bodenver-

dichtung, Bodenabtrag, -auftrag und -vermischung. Davon betroffen sind die Bodenfunktionen: 

• Lebensraum für Pflanzen, Tiere und Bodenorganismen 

• Standort für die Landwirtschaft 

• Funktion des Bodens im Wasserhaushalt 

• Archiv der Natur- und Kulturlandschaft 

• Funktion des Bodens im Nährstoffhaushalt 

• Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium (Puffer-, Filter- u. Umwandlungsfunktion) 

Die Folgen der vorbereitenden Bodeneingriffe werden eine weiteren Bodenentwicklung voraussichtlich 

entgegenstehen. 
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Minderung des Bodeneingriffs 

Der Bebauungsplan ermöglicht eine zweckentsprechende Bebauung. Er enthält jedoch auch Festset-

zungen, die dazu beitragen, die Versiegelung von zu befestigenden Flächen zu minimieren, etwa durch 

die Vorschrift zur wasserdurchlässigen Befestigung der Gehwege, Stellplätze, Stellplatz- und Garagen-

zufahrten sowie zur Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern. 

Aus Sicht des Bodenschutzes sind im Rahmen der Bauausführung weitere eingriffsminimierende Maß-

nahmen zu empfehlen. 

 

Eingriffsbewertung 

Die Böden im Plangebiet besitzen aufgrund der aktuellen landwirtschaftlichen Nutzung größtenteils nur 

eine geringe Vorbelastung, wodurch ihre Funktionen im Naturhaushalt weitestgehend ungestört sind. 

Die Umsetzung der Bebauung stellt durch die damit einhergehende, großflächige Bodenverdichtung 

und -versiegelung einen erheblichen Eingriff in die natürlichen Bodenfunktionen dar. Es sind einzelne 

eingriffsminimierende Maßnahmen, insbesondere die Ausweisung der Fläche zum Anpflanzen von Bäu-

men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen als Erosionsschutzmaßnahme sowie eine Festsetzung 

zur wasserdurchlässigen Flächenbefestigung in den vorliegenden Bebauungsplan integriert. 

 

5.2.3 Wasser 

Das Plangebiet weist keine Oberflächengewässer, Quellen oder quellige Bereiche auf. Es liegt in kei-

nem Heilquellenschutzgebiet. Allerdings liegt es innerhalb des festgesetzten Trinkwasserschutzgebie-

tes WSG TB „Der Große Wolsbach“ (WSG-ID: 534-124) der Schutzzone III. Der Geltungsbereich liegt 

außerhalb von Überschwemmungsgebieten. Aufgrund der bisher fehlenden Bebauung wird von einem 

großflächig noch funktionsfähigen Wasserhaushalt (Infiltrationsvermögen, Grundwasserneubildung, 

Pufferung von Hochwasserspitzen, Wasserspeicherkapazität etc.) im Plangebiet ausgegangen. 

 

Eingriffsbewertung 

Aufgrund der Ausdehnung der zu erwartenden Neuversiegelung ist generell mit einer hohen Eingriffs-

wirkung hinsichtlich des Schutzgutes Wasser bzw. des Bodenwasserhaushalts zu rechnen. Zudem ist 

damit eine etwa 2 ha große Fläche eines Wasserschutzgebietes von der Planung betroffen. Oberflä-

chengewässer sind hingegen nicht unmittelbar betroffen. Insgesamt ergibt sich somit ein mittleres Kon-

fliktpotenzial hinsichtlich des Schutzgutes Wasser. 

 

 

5.2.4 Luft, Klima und Folgen des Klimawandels 

Das Plangebiet befindet sich am westlichen Ortsrand von Allendorf der Gemeinde Dautphetal. Und wird 

vorwiegend landwirtschaftlich genutzt. Freilandflächen sind insbesondere in Strahlungsnächten Quellen 

für die Kaltluftentstehung.  

Die nachfolgende Klimabewertung erfolgte in Anlehnung an den „Handlungsleitfaden zur kommunalen 

Klimaanpassung in Hessen – Hitze und Gesundheit“ (HLNUG – Fachzentrum Klimawandel und Anpas-

sung 2019). Hierbei wurde der Fokus auf die Bewertung von klimatischen Belastungs- und Ausgleichs-

räumen und auf die Bewertung von Entstehungsflächen für Kalt- und Frischluft sowie deren Abfluss-

bahnen gelegt. Die Herangehensweise zur Beurteilung dieser Klimaelemente wurde anhand der Topo-

grafie, der vorhandenen Bebauungsstrukturen, der Flächennutzungen und der daraus abgeleiteten „Kli-

matope“ im Planungsraum durchgeführt. 
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Bestandsaufnahme 

Als klimatische Belastungsräume zählen vor allem die durch Wärme und Luftschadstoffe belasteten 

Siedlungsflächen, die sich im vorliegenden Falle kleinflächig östlich des Plangebietes befinden.Ein ho-

her Versieglungs- bzw. Bebauungsgrad führt tagsüber zu starker Aufheizung und nachts zur Ausbildung 

von deutlichen „Wärmeinseln“ bei durchschnittlich geringer Luftfeuchte. Klimatische Ausgleichsflächen 

weisen einen extremen Tages- und Jahresgang der Temperatur und Feuchte sowie geringe Windströ-

mungsveränderungen auf. Sie wirken den durch Wärme und Luftschadstoffen belasteten Siedlungsflä-

chen durch Kalt- und Frischluftproduktion und -zufuhr entgegen.  

Kaltluft entsteht in erster Linie auf Freiflächen (z.B. Acker, Grünland, gehölzarme Parkanalagen), wenn 

in der Nacht die abkühlende Erdoberfläche ihrerseits die darüber liegenden bodennahen Luftschichten 

abkühlt. Der Abfluss der Kaltluftbahnen folgt im Groben der Geländeneigung entsprechend von den 

Höhen ins Tal.  

Die landwirtschaftlichen Nutzflächen, welche südlich, westlich und teilweise nördlich an das Plangebiet 

anschließen, sowie das Plangebiet selbst stellen große und zusammenhängende klimatische Aus-

gleichsflächen in Form von Acker- und Grünlandflächen dar. Der Kaltluftabfluss folgt der Geländenei-

gung entsprechend nach Osten. Östlich des Plangebietes befinden sich sowohl das Firmengebäude 

der Firma Metallverarbeitung Mangner GmbH als auch Freiflächen. Über letztere kann die Luft Richtung 

Ortslage fließen und eine kühlende Wirkung entfalten. 

 

 

 

Abb. 20: Nutzungstypen im Bereich des Plangebietes (rot umrandet). Die Siedlungsbereiche und Verkehrsflächen 
bilden klimatische Belastungsräume. Die Freiflächen (Grünland, Acker) und Wälder bilden klimatische Ausgleichs-
flächen (Quelle: GruSchu Hessen, abgerufen am 29.05.2024, eigene Bearbeitung). 

 

 

Eingriffsbewertung 
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Bei Umsetzung der Planung ist aufgrund der neu entstehenden Gebäude (Betrieb, zusätzlicher Quell- 

und Zielverkehr) von einem Anstieg der Emissionen wie Wärme, Licht, Feinstaub, Luftschadstoffe, Rei-

fenabrieb und Lärm zu rechnen.  

Wahrnehmbare kleinklimatische Auswirkungen werden sich voraussichtlich auf das Plangebiet selbst 

beschränken, wo mit einer Einschränkung der Verdunstung und einem Anstieg der Durchschnittstem-

peratur zu rechnen ist. Das Mikroklima wird innerhalb und angrenzend, vor allem durch die Flächen-

neuversiegelung, verändert. Eine Beeinträchtigung des Lokalklimas sowie der Luftqualität, die im Rah-

men des Klimawandels wirksam werden könnte, ist nicht zu erwarten. Eine Anfälligkeit der Planung 

gegenüber den Folgen des Klimawandels ist derzeit nicht erkennbar.  

Zudem wurden Festsetzungen (u. a. Anpflanzung einer geschlossenen Laubstrauchhecke, Begrünung 

oder Solarnutzung von Dachflächen mit < 5° Neigung) zur Eingriffsminimierung in den Bebauungsplan 

aufgenommen. Empfehlenswert ist darüber hinaus eine Fassadenbegrünung.  

Somit ergibt sich bei Umsetzung der Planung zum derzeitigen Kenntnisstand insgesamt keine erhebli-

che Beeinträchtigung der Luft und des Klimas. 

 

 

5.2.5 Pflanzen, Biotop- und Nutzungstypen 

Zur Erfassung der Biotop- und Nutzungstypen des Plangebiets wurde im Mai 2024 eine Geländebege-

hung durchgeführt. Die Ergebnisse werden nachfolgend beschrieben. 

Das Plangebiet stellt sich größtenteils als umsäumtes Grünland mit Gebüschen und Gehölzen dar. 

Hinzu kommt die asphaltierte Erschließungsstraße „Hambachstraße“. Am östlichen Rande des Plange-

bietes wurde ein schmaler Streifen artenarmen Grünlands sowie ein kleiner Bereich ruderaler Vegeta-

tion und Vielschnittrasen erfasst. Zudem verlaufen relativ mittig innerhalb des Plangebietes Gebüsche 

und ein Saum in Nord-Süd-Richtung und unterteilen das Plangebiet in zwei Grünlandflächen (beweidet). 

Im Bereich der Saumvegetation wurde ein Hügel der Großen Wiesenameise (Formica pratensis) fest-

gestellt. Die Große Wiesenameise und ihre Nester sind nach der BArtSchV besonders geschützt. So-

wohl der südliche als auch der westliche Randbereich des Plangebietes sind durch Gehölzstrukturen 

(Baumhecken, vereinzelt großkronige Bäume) geprägt. Im nordwestlichen Teilbereich schließen sich 

eine verbuschte Sukzessionsfläche, ein kleiner Bereich ruderaler Wiese sowie Gebüsche und Saum an 

die Gehölzbestände an. Innerhalb des Plangebietes wurde ein Individuum des Männlichen Knaben-

krauts (Orchis mascula) erfasst. Zudem wurde das vereinzelte Vorkommen des nach BArtSchV beson-

ders geschützten Knöllchen-Steinbrechs (Saxifraga granulata) festgestellt. Grundsätzlich weist das 

Plangebiet aufgrund der vorhandenen Strukturen v.a. in den Gebüschen und Säumen potenziell geeig-

nete Teilhabitate für Vorkommen z.B. von Tagfaltern, Reptilien und europäischen Vogelarten auf. Wäh-

rend der Begehung konnte das Vorkommen der nach BArtSchV besonders geschützten Blindschleiche 

(Anguis fragilis) und Weinbergschnecke (Helix pomatia) festgestellt werden. 

Der Saum frischer Standorte, welcher das Grünland im Norden und Osten umgibt, zeigte folgende Ar-

tenzusammensetzung:  

Art Deutscher Name 

Achillea millefolium Gewöhnliche Wiesen-Schafgarbe 

Alopecurus pratensis Wiesen-Fuchsschwanz 

Anthoxanthum odoratum Gewöhnliches Ruchgras 

Arrhenatherum elatius Gewöhnlicher Glatthafer 

Centaurea jacea Gewöhnliche Wiesen-Flockenblume 

Cerastium spec. Hornkraut 
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Cirsium arvense Acker-Kratzdistel 

Dactylis glomerata Gewöhnliches Knäuelgras 

Equisetum spec. Schachtelhalm 

Gallium mollugo agg. Wiesen-Labkraut 

Heracleum sphondylium Wiesen-Bärenklau 

Holcus lanatus Wolliges Honiggras 

Hypochaeris spec. Ferkelkraut 

Lathyrus spec. Platterbse 

Leucanthemum ircutianum Wiesen-Margerite 

Lotus corniculatus Gewöhnlicher Hornklee 

Myosotis arvensis c.f. Acker-Vergissmeinnicht 

Plantago lanceolata Spitz-Wegerich 

Ranunculus acris Scharfer Hahnenfuß 

Ranunculus repens Kriechender Hahnenfuß 

Rumex spec. Ampfer 

Saxifraga granulata  
Knöllchen-Steinbrech (vereinzeltes Vorkommen, 
nach BArtSchV besonders geschützt) 

Stellaria graminea Gras-Sternmiere  

Taraxacum sect. Ruderalia Gewöhnlicher Löwenzahn 

Tragopogon pratensis Gewöhnlicher Wiesen-Bocksbart 

Trifolium pratense Rot-Klee 

Vicia spec. Wicke 

 

Im Zuge der Begehung konnten auf der östlich innerhalb des Plangebietes gelegenen, beweideten 

Grünlandfläche folgenden Arten festgestellt werden:  

Art Deutscher Name 

Achillea millefolium Gewöhnliche Wiesen-Schafgarbe 

Alopecurus pratensis Wiesen-Fuchsschwanz 

Cerastium spec. Hornkraut 

Dactylis glomerata Gewöhnliches Knäuelgras 

Gallium mollugo agg. Wiesen-Labkraut 

Heracleum sphondylium Wiesen-Bärenklau 

Holcus lanatus Wolliges Honiggras 

Leucanthemum ircutianum Wiesen-Margerite 

Plantago lanceolata Spitz-Wegerich 

Ranunculus repens Kriechender Hahnenfuß 

Taraxacum sect. Ruderalia Gewöhnlicher Löwenzahn 

Trifolium pratense Rot-Klee 

Veronica chamaedrys Gamander-Ehrenpreis 

 

Der innerhalb des Plangebietes in Nord-Süd-Richtung verlaufende Wegsaum zeigte folgende Artenzu-

sammensetzung: 

Art Deutscher Name 

Achillea millefolium Gewöhnliche Wiesen-Schafgarbe 

Alopecurus pratensis Wiesen-Fuchsschwanz 

Anthriscus sylvestris Wiesen-Kerbel 
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Cerastium spec. Hornkraut 

Dactylis glomerata Gewöhnliches Knäuelgras 

Holcus lanatus Wolliges Honiggras 

Hypericum perforatum Echtes Johanniskraut 

Knautia arvensis Acker- Witwenblume 

Ranunculus repens Kriechender Hahnenfuß 

Rosa spec. Rosengewächs 

Sanguisorba minor Kleiner Wiesenknopf 

Saxifraga granulata  
Knöllchen-Steinbrech (vereinzeltes Vorkommen, 
nach BArtSchV besonders geschützt) 

Vicia spec. Wicke 

 

Die innerhalb des Plangebietes in Nord-Süd-Richtung verlaufenden Gebüsche frischer Standorte wie-

sen folgende Arten auf:  

Art Deutscher Name 

Crataegus spec. Weißdorn 

Dactylis glomerata Gewöhnliches Knäuelgras 

Gallium mollugo agg. Wiesen-Labkraut 

Prunus spinosa Schwarzdorn 

Rubus spec. Brombeerstrauch 

 

Auf dem westlich gelegenen Grünland innerhalb des Plangebietes wurden folgende Arten erfasst: 

Art Deutscher Name 

Achillea millefolium Gewöhnliche Wiesen-Schafgarbe 

Alopecurus pratensis Wiesen-Fuchsschwanz 

Anthriscus sylvestris Wiesen-Kerbel 

Bellis perennis Gänseblümchen 

Centaurea jacea Gewöhnliche Wiesen-Flockenblume 

Cerastium spec. Hornkraut 

Cirsium arvense Acker-Kratzdistel 

Dactylis glomerata Gewöhnliches Knäuelgras 

Heracleum sphondylium Wiesen-Bärenklau 

Holcus lanatus Wolliges Honiggras 

Knautia arvensis Acker- Witwenblume 

Leucanthemum ircutianum Wiesen-Margerite 

Plantago lanceolata Spitz-Wegerich 

Plantago major Breit-Wegerich 

Ranunculus acris Scharfer Hahnenfuß 

Ranunculus repens Kriechender Hahnenfuß 

Rumex acetosa Wiesen-Sauer-Ampfer 

Rumex crispus Krauser Ampfer 

Sanguisorba minor Kleiner Wiesenknopf 

Saxifraga granulata  
Knöllchen-Steinbrech (vereinzeltes Vorkommen, 
nach BArtSchV besonders geschützt) 

Taraxacum sect. Ruderalia Gewöhnlicher Löwenzahn 

Trifolium medium Mittlerer Klee 
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Trifolium pratense Rot-Klee 

Trifolium repens Weiß-Klee 

Veronica chamaedrys Gamander-Ehrenpreis 

 

Der im nordwestlichen Bereich des Plangebietes gelegene Saum wies folgende Arten auf: 

Art Deutscher Name 

Achillea millefolium Gewöhnliche Wiesen-Schafgarbe 

Centaurea jacea Gewöhnliche Wiesen-Flockenblume 

Cirsium arvense Acker-Kratzdistel 

Dactylis glomerata Gewöhnliches Knäuelgras 

Gallium mollugo agg. Wiesen-Labkraut 

Glechoma hederacea Gewöhnlicher Gundermann 

Heracleum sphondylium Wiesen-Bärenklau 

Plantago major  Breit-Wegerich  

Quercus spec. Eiche (Jungwuchs) 

Ranunculus acris Scharfer Hahnenfuß 

Ranunculus repens Kriechender Hahnenfuß 

Rumex spec. Ampfer 

Sanguisorba officinalis Großer Wiesenknopf 

Stellaria holostea Echte Sternmiere 

Tragopogon pratensis Gewöhnlicher Wiesen-Bocksbart 

Urtica dioica Große Brennnessel 

Veronica chamaedrys Gamander-Ehrenpreis 

 

Auf der im nordwestlichen Bereich des Plangebietes gelegenen Sukzessionsfläche wurden folgende 

Arten festgestellt: 

Art Deutscher Name 

Achillea millefolium Gewöhnliche Wiesen-Schafgarbe 

Arrhenatherum elatius Gewöhnlicher Glatthafer 

Centaurea jacea Gewöhnliche Wiesen-Flockenblume 

Cytisus scoparius Besenginster 

Fragaria vesca Wald-Erdbeere  

Geranium robertianum Ruprechtskraut 

Heracleum sphondylium Wiesen-Bärenklau 

Hypochaeris spec. Ferkelkraut 

Knautia arvensis Acker- Witwenblume 

Larix decidua Europäische Lärche (Jungwuchs) 

Leucanthemum ircutianum Wiesen-Margerite 

Lotus corniculatus Gewöhnlicher Hornklee 

Plantago lanceolata Spitz-Wegerich 

Prunus avium Kirschbaum (jung) 

Ranunculus acris Scharfer Hahnenfuß 

Rosa spec. Rosengewächs 

Rumex spec. Ampfer 

Silene latifolia subsp. alba Weiße Lichtnelke 
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Teucrium scorodonia Salbei-Gamander 

Tussilago farfara Huflattich 

Veronica chamaedrys Gamander-Ehrenpreis 

 

Die im südlichen und westlichen Randbereich verlaufende Baumhecke wies folgende Arten auf: 

Art Deutscher Name 

Acer platanoides Spitz-Ahorn 

Carpinus betulus Hainbuche 

Corylus avellana Gemeine Hasel 

Crataegus laevigata Zweigriffeliger Weißdorn 

Fagus sylvatica Gewöhnliche Buche 

Prunus avium Vogel-Kirsche 

Prunus spinosa Schlehe 

Quercus petraea Trauben-Eiche 

Rosa canina Echte Hundsrose 

Rubus spec. Brombeerstrauch 

 

Auf der sich an die Sukzessionsfläche anschließenden ruderalen Wiese wurden folgende Arten erfasst: 

Art Deutscher Name 

Alopecurus pratensis Wiesen-Fuchsschwanz 

Cirsium arvense Acker-Kratzdistel 

Dactylis glomerata Gewöhnliches Knäuelgras 

Daucus carota Gewöhnliche Möhre 

Galium aparine Kletten-Labkraut 

Galium mollugo agg. Wiesen-Labkraut 

Ranunculus repens Kriechender Hahnenfuß 

Rumex spec. Ampfer 

Urtica dioica Große Brennnessel 

 

  

Blick von Osten nach Westen auf die Hambacher Straße 

(05/2024) 

Saumvegetation im östlichen Bereich des Plangebietes mit 

Blick von Westen nach Osten (05/2024) 
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Innerhalb der Saumvegetation gelegener, offener Einlauf-

schacht (05/2024) 

Blick von Westen nach Osten auf das Grünland mit Gebäuden 

der Firma MJM im Hintergrund (05/2024) 

  

Gebüsche und Saum, die mittig innerhalb des Plangebietes von 

Nord nach Süd verlaufen (05/2024) 

 

Hügel der Wiesen-Waldameise zwischen Saumvegetation und 

Gebüschen (05/2024) 

 

Das innerhalb des Plangebietes westlich gelegene Grünland 

(05/2024) 

Stattliches Knabenkraut innerhalb des Plangebietes (05/2024) 
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Saumvegetation innerhalb des Plangebietes (05/2024) Verbuschter Bereich (Sukzessionsfläche), im Nordwesten des 

Plangebietes (05/2024) 

  

Ruderale Wiese im Nordwesten des Plangebietes, Gehölzbe-

stände im Hintergrund (05/2024) 

Vielschnittrasen und ruderale Vegetation im östlichen Randbe-

reich des Plangebietes (05/2024) 

 

 

 

Bestands- und Eingriffsbewertung 

Das Plangebiet setzt sich zurzeit zum Großteil aus Grünland mit strukturreichen Gebüschen, Säumen, 

Baumhecken und Sukzessionsfläche zusammen. Diese sind aus naturschutzfachlicher Sicht als mittel 

bis hochwertig einzustufen. Zudem wurden mehrere nach BArtSchV besonders geschützte Tier- und 

Pflanzenarten erfasst (z.B. Knöllchen-Steinbrech, Große Wiesenameise), die einen hohen naturschutz-

fachlichen Wert aufweisen. Maßnahmen zum Schutz dieser Arten sind erforderlich. Lediglich im nördli-

chen Randbereich verläuft eine asphaltierte Straße in Ost-West-Richtung, welche keinen naturschutz-

fachlichen Wert aufweist.  

Unter Berücksichtigung des bereits rechtskräftigen Bebauungsplans ergibt sich aus naturschutzfachli-

cher Sicht eine erhebliche Eingriffswirkung auf die strukturreichen Biotope des Plangebietes und auf 

das Vorkommen nach BArtSchV besonders geschützter Tier- und Pflanzenarten. 

 

5.2.6 Tiere und artenschutzrechtliche Belange 
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Maßgeblich für die Belange des Artenschutzes sind die Vorgaben des § 44 ff. Bundesnaturschutzge-

setzes (BNatSchG) in Verbindung mit den Vorgaben der FFH-Richtlinie (FFH-RL) sowie der Vogel-

schutzrichtlinie (VRL).  

Die in § 44 Abs. 1 BNatSchG genannten Verbote gelten grundsätzlich für alle besonders geschützten 

Tier- und Pflanzenarten sowie weiterhin für alle streng geschützten Tierarten (inkl. der Arten des An-

hangs IV der FFH-Richtlinie) und aller europäischen Vogelarten. In Planungs- und Zulassungsvorhaben 

gelten jedoch die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG nur für die nach BNatSchG streng geschützten 

Arten sowie für europäische Vogelarten mit ungünstigem Erhaltungszustand. Arten mit besonderem 

Schutz nach BNatSchG sind demnach ausgenommen. Für diese übrigen Tier- und Pflanzenarten gilt 

jedoch, dass sie im Rahmen der Eingriffsregelung gegebenenfalls mit besonderem Gewicht in der Ab-

wägung zu berücksichtigen sind. Dies dürfte z.B. auf die im Plangebiet bereits festgestellten Große 

Wiesenameise (Formica pratensis) zutreffen. 

Im § 19 BNatSchG wird die Umsetzung des Umweltschadensgesetzes geregelt, welches für die in Art. 4 

Abs. 2 Vogelschutzrichtlinie bzw. Anhang I VSchRL geführten Vogelarten sowie die Arten der Anhänge 

II und IV FFH-Richtlinie gilt. Durch das Gesetz kann der Verursacher bzw. Verantwortliche für einen 

eingetretenen Biodiversitätsschaden (Schäden an Artvorkommen und natürlichen Lebensräumen und 

dafür erforderliche Sanierungsmaßnahmen) haftbar gemacht werden. § 19 greift jedoch nicht bei Vor-

haben, die artenschutzrechtlich genehmigt wurden oder aber keiner solcher Genehmigung bedurften 

und in Anwendung der Eingriffsregelung genehmigt wurden.  

Grundsätzlich weist das Plangebiet aufgrund der vorhandenen Strukturen v.a. in den Gehölzstrukturen 

und Säumen potenziell geeignete Teilhabitate für Vorkommen z.B. von Tagfaltern, Reptilien und euro-

päischen Vogelarten auf. Zum Entwurf der vorliegenden Planung werden daher entsprechende Erhe-

bungen durchgeführt und ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag ergänzt sowie die in diesem Zusam-

menhang ggf. erforderlichen Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen konkretisiert.  

 

5.2.7 Natura 2000 Gebiete und sonstige Schutzgebiete 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Naturparkes „Lahn-Dill-Bergland“. Weitere Schutzgebiete befinden 

sich nicht innerhalb oder angrenzend zum Plangebiet. Die nächstgelegenen FFH-Gebiete sind das FFH-

Gebiet Nr. 508-305 „Lahnhänge zwischen Biedenkopf und Marburg“ in 900 m nordöstlicher Entfernung 

und das FFH-Gebiet Nr. 5118-302 „Obere Lahn und Wetschaft mit Nebengewässern“ in 1,3 km nördli-

cher Entfernung. Das Landschaftsschutzgebiet „Auenverbund Lahn-Ohm“ liegt in etwa 1,2 km nördli-

cher Entfernung zum Plangebiet. 
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Abb. 21: Lage des Plangebietes (in rot) zu FFH-Gebieten (grün), Landschaftsschutzgebieten (orange) und Natur-

parken (violett) (HLNUG: NaturegViewer Hessen, eig. Bearb., Zugriff: 05/2024). 

 

 

Aufgrund der geringen Größe des Geltungsbereichs, ergeben sich keine Konflikte zwischen Planvorha-

ben und den Schutzzielen des Naturparks „Lahn-Dill-Bergland“. Natura 2000 Gebiete sind durch die 

weite räumliche Entfernung von der Planung nicht betroffen. 

 

5.2.8 Gesetzlich geschützte Biotope und Flächen mit rechtlichen Bindungen 

Etwa 30 m südlich des Plangebiets befindet sich mit einem Grünland-Gehölz-Komplex ein Hinweis auf 

gesetzlich geschützte Biotope und etwa 150 m südöstlich mit Magerrasen ein Hinweis auf gesetzlich 

geschützte Biotope.  

 

Abb. 22: Lage des Plangebietes (in blau) zu Flächen mit Hinweisen auf gesetzlich geschützte Biotope gemäß 

Hessischer Biotopkartierung (rosa, lila; Quelle: NaturegViewer, Zugriff: 05/2024) 
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Innerhalb des Plangebietes liegen Kompensationsflächen der Maßnahmenart „Pflanzung Laubbäume“ 

sowie „Grünland Extensivierung“. Die im Rahmen des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Hambach-

straße“ (2002) festgelegte Ausgleichsmaßnahme (Entwicklung einer Extensivwiese und Anpflanzung 

von 12 hochstämmigen Obstbäumen auf Flst. 26/1 tlw.) wurde offensichtlich bisher nicht umgesetzt. Ein 

gleichwertiger Ersatz für diese Maßnahmenfläche ist im Rahmen der Eingriffs-Ausgleichsplanung zum 

Entwurf der vorliegenden Planung zu berücksichtigen. 

 

Abb. 23: Lage des Plangebietes (in rot) zu Kompensationsflächen (blau; Quelle: NaturegViewer, Zugriff: 05/2024) 

 

 

5.2.9 Biologische Vielfalt 

Der Begriff biologische Vielfalt oder Biodiversität umfasst die Vielfalt der Arten, die Vielfalt der Lebens-

räume und die genetische Vielfalt innerhalb der Tier- und Pflanzenarten. Alle drei Bereiche sind eng 

miteinander verknüpft und beeinflussen sich auch gegenseitig; bestimmte Arten sind auf bestimmte Le-

bensräume und auf das Vorhandensein ganz bestimmter anderer Arten angewiesen. Der Lebensraum 

wiederum hängt von bestimmten Umweltbedingungen wie Boden-, Klima- und Wasserverhältnissen ab. 

Die genetischen Unterschiede innerhalb der Arten schließlich verbessern die Chancen der einzelnen 

Art, sich an veränderte Lebensbedingungen (z.B. durch den Klimawandel) anzupassen. Man kann bio-

logische Vielfalt mit einem eng verwobenen Netz vergleichen, ein Netz mit zahlreichen Verknüpfungen 

und Abhängigkeiten, in dem ununterbrochen neue Knoten geknüpft werden.  

Die biologische Vielfalt bildet eine wesentliche Grundlage unserer Existenz. Sie liefert Nahrung und 

Rohstoffe (Baumaterial, medizinische Wirkstoffe oder Kleidung). Zusätzlich stellt sie Ökosystemdienst-

leistungen, wie die Klimaregulation, die Pflanzenbestäubung oder die Bodenbildung zur Verfügung. 

Durch die steigende Flächeninanspruchnahme wird die Vernetzung dieser Bereiche gestört und führt 

zwangsläufig zu einem Verlust der Biodiversität. Zum Schutz dieser verfolgt das internationale Überein-

kommen über die biologische Vielfalt (sog. Biodiversitätskonvention) drei Ziele: 

• den Erhalt der biologischen Vielfalt, 

• die nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt und 
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• den gerechten Vorteilsausgleich aus der Nutzung der biologischen Vielfalt. 

Entsprechend der Ausführungen in den vorhergehenden Kapiteln besitzt insbesondere das nordwestli-

che Plangebiet eine erhöhte Bedeutung für die biologische Vielfalt.  

Bei Durchführung geeigneter Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen, die dem Schutz gefährdeter 

Arten und Lebensräume Rechnung tragen, ist voraussichtlich nicht mit erheblichen nachteiligen Wirkun-

gen auf die biologische Vielfalt zu rechnen. 

 

 

5.2.10 Landschaft 

Das Landschaftsbild im Einwirkungsbereich des Vorhabens wird sowohl von Siedlungsfläche im Osten, 

von kleinflächigen gewerblichen Bauten in der westlichen Ortsrandlage als auch von der landwirtschaft-

lichen Nutzung geprägt. Eine geplante Bebauung würde sich an die existierende Gewerbefläche im 

Osten des Ortsteils Allendorf anschließen. Hinzu kommen weitere Festsetzungen zur Dachgestaltung, 

Einfriedung und Eingrünung. 

Bei Umsetzung des Bebauungsplanes wird das natürliche Gelände künstlich verändert und ein Ge-

bäude mit einer Höhe von bis zu 9,50 m errichtet. Dadurch ergibt sich eine negative Beeinträchtigung 

des derzeitigen Orts- und Landschaftsbildes, das von kleinflächigen Siedlungen mit weitläufigem, be-

waldetem Hügelland und landwirtschaftlich genutzten Flächen geprägt ist. 

 

5.2.11 Mensch, Wohn- und Erholungsqualität 

Das Plangebiet wird derzeit vor allem landwirtschaftlich genutzt. Aufgrund der Kleinflächigkeit der an-

grenzenden Gewerbeflächen, Straßen sowie Siedlungsfläche ist dem Areal überwiegend eine mittlere 

Wertigkeit für die Naherholung zuzuordnen. Im östlichen Bereich ist zudem aufgrund der noch vorhan-

denen Grünlandflächen und der sich daran anschließenden Kulturlandschaft mit vorhandenen Feld- und 

Waldwegen von einer mittleren lokalen Bedeutung z.B. für Radfahrerinnen und Spaziergänger auszu-

gehen.  

Dennoch wird der Charakter des Ortsteils sowie dessen Wohnqualität durch die Umsetzung des Be-

bauungsplans nicht bemerkenswert verändert. Aus der Bauphase resultierende Störungen/ Lärm führen 

zu einer temporären Einschränkung der Wohnqualität bzw. Freizeit- und Erholungsqualität der angren-

zenden Bereiche. 

Insgesamt ergeben sich bei Umsetzung der vorliegenden Planung keine wesentlichen negativen Aus-

wirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit, einschließlich der Wohn- und Erholungsqualität, 

zum derzeitigen Kenntnisstand. 

 

5.2.12 Kulturelles Erbe und Denkmalschutz 

Für das gesamte Plangebiet sind nach derzeitigem Kenntnisstand keine Bodendenkmäler oder Kultur-

denkmäler aus geschichtlichen, kulturellen oder künstlerischen Gründen bekannt. Bei Erdarbeiten kön-

nen jedoch jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und Fundge-

genstände (Scherben, Steingeräte, Skelettreste) entdeckt werden. Diese sind gemäß § 21 HDSchG 

unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen (hessenArchäologie) oder der Unteren Denk-

malschutzbehörde anzuzeigen. Fund und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu erhalten und 

in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen. 
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5.3 Eingriffs- und Ausgleichplanung 

Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB sind die Belange von Natur und Landschaft sowie die Vermeidung und der 

Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs-

fähigkeit des Naturhaushaltes in die Bauleitplanung einzustellen und in der Abwägung zu berücksichti-

gen. Der Ausgleich erfolgt durch geeignete Festsetzungen als Flächen oder Maßnahmen zum Aus-

gleich. Alternativ können auch vertragliche Vereinbarungen nach § 11 BauGB getroffen werden. Ein 

Ausgleich wird jedoch nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung 

erfolgt sind oder zulässig waren. 

Die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung befindet sich in Erarbeitung. Erkenntnisse über den Umfang 

des vorbereiteten Eingriffes werden im Rahmen der Entwurfsoffenlage vorgestellt. 

 

5.4 Artenschutzrechtliche Belange 

Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung liegen zum jetzigen Zeitpunkt des Vorentwurfes Erkennt-

nisse über die direkte Betroffenheit von Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie oder europäischer 

Vogelarten vor. Dies betrifft die Vorgaben des § 44 Abs.1 Nr.1 bis Nr.3 BNatSchG: 

Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag befindet sich aktuell in Erarbeitung und wird im Rahmen der 

Entwurfsoffenlage zusammen mit den Planunterlagen ausgelegt. 

 

 

6. Klimaschutz 

Im vorliegenden Bebauungsplan werden Maßnahmen zum Natur- und Klimaschutz sowie zur Klimaan-

passung festgesetzt. Maßnahmen der Klimaanpassung tragen dabei zur Anpassung an die Folgen des 

Klimawandels bei. Sie sind meist multifunktional ausgerichtet. Im Bebauungsplan sind hierzu folgende 

Festsetzungen getroffen worden: 

- der wasserdurchlässige Aufbau der Oberflächen von Parkplätzen, Gehwegen, etc., 

- das Erhalten von Gehölzstrukturen am westlichen Plangebietsrand, 

- die Sicherung der Baugrundstückseingrünung, 

- die Festsetzung zur anteiligen Dachbegrünung, 

- die Aktivierung der Dachflächenpotenziale für die Gewinnung von solarer Strahlungsenergie 

und Solarthermie, 

- die verbindliche Fassadenbegrünung, 

- die gärtnerische Gestaltung der Grundstücksfreiflächen sowie der Ausschluss von Schottergär-

ten, Kunstrasen und sonstigen synthetischen Bodenbelägen, 

- die Gewährleistung einer Mindestbegrünung der Grundstücksfreiflächen, 

- die Festsetzungen zum Schutz von Insekten und Avifauna und 

- die Festsetzung der Nutzung von Niederschlagswasser. 

 

Insgesamt wird trotz der Ausweisung eines Gewerbegebietes und dem damit einhergehenden hohen 

Versiegelungsgrad eine zeitgemäße Planung vorbereitet, die verschiedene klimatische Aspekte, insbe-

sondere die Integration von Grünflächen und unversiegelten Bereichen, im Plangebiet aufgreift.  
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7. Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz  

In Anlehnung an die Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von wasserwirtschaftlichen Belangen in der Bau-

leitplanung vom Hessischen Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-

schutz vom August 2023 wird die Wasserversorgung und Schonung der Grundwasservorkommen, Ab-

wasserbeseitigung und Abflussregelung im Bebauungsplan wie folgt behandelt: 

 

7.1 Hochwasserschutz 

Überschwemmungsgebiet 

Das Plangebiet befindet sich nicht in einem amtlich festgesetzten Überschwemmungsgebiet oder über-

schwemmungsgefährdeten Gebiet. 

 

Risikogebiete außerhalb von Überschwemmungsgebieten 

Das Plangebiet befindet sich nicht in einem entsprechenden Risikogebiet. 

 

Verbot der Ausweisung neuer Baugebiete im Außenbereich durch Bauleitpläne oder sonstigen Satzun-

gen nach BauGB (§ 78 Abs. 1 WHG) 

Nicht zutreffend, da das Plangebiet nicht in einem ausgewiesenen Überschwemmungsgebiet nach § 78 

Abs. 1 Satz 1 WHG liegt. 

 

7.2 Wasserversorgung 

Bedarfsermittlung 

Im Plangebiet entsteht ein Wasserbedarf für eine gewisse Anzahl von Gewerbebetrieben. Die abschlie-

ßende Anzahl der Gewerbebetriebe wird über den Bebauungsplan nicht festgelegt, so dass auch der 

abschließende Bedarf an Trinkwasser in der jetzigen Planphase des Vorentwurfes nicht quantifiziert 

werden kann. Auch die Art der Betriebe, die Zahl der Angestellten und der Bedarf der Betriebe (Brauch-

wasser, Wasser für die Produktion, etc.) stehen zum jetzigen Planungszeitpunkt nicht fest. Im Zuge der 

weiteren Erschließungsplanung wird der Bedarf ermittelt und abgeschätzt. Hierzu werden zum Entwurf 

weitere Informationen mit in die Begründung aufgenommen. Gleiches gilt auch für die Bereitstellung der 

Löschwasserversorgung. 

 

Deckungsnachweis 

Die Trink- und Löschwasserversorgung wird im weiteren Verlauf des Bauleitplanverfahrens überprüft. 

Aufgrund der Lage des Plangebietes angrenzend an den bereits bestehenden gewerblichen Schwer-

punktstandort des Ortsteiles Allendorf geht die Gemeinde davon aus, dass die Trinkwasserversorgung 

aufgrund der vorhandenen Leitungen gedeckt werden kann. Innerhalb des Plangebiets sind die Leitun-

gen und Hausanschlüsse entsprechend neu zu verlegen. Hierzu werden zum Entwurf weitere Informa-

tionen mit in die Begründung aufgenommen. 

 

Technische Anlagen 

Die technischen Anlagen zur Wasserversorgung der neuen gewerblichen Bauflächen müssen neu ver-

legt werden (Leitung und Hausanschlüsse). 
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Vermeidung von Vernässungs- und Setzungsschäden 

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt keine Informationen vor. 

 

Lage im Einflussbereich eines Grundwasserbewirtschaftungsplanes 

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt keine Informationen vor.  

 

Lage im Einflussbereich eines Grundwasserbewirtschaftungsplanes 

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt keine Informationen vor. 

 

Einbringen von Stoffen in das Grundwasser 

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt keine Informationen vor.  

 

7.3 Grundwasserschutz 

Schutz des Grundwassers 

Durch die Festsetzungen im Bebauungsplan (z.B. zur Befestigung der Gehwege und Pkw-Stellplätze in 

wasserdurchlässiger Weise, etc.) kann das auf diesen Flächen anfallende Niederschlagswasser, wie 

bisher, versickern. Die Festsetzung dient dem Grundwasserschutz. 

 

Lage des Vorhabens im Wasserschutzgebiet / Heilquellenschutzgebiet  

Das Plangebiet befindet sich innerhalb eines festgesetzten Trinkwasserschutzgebietes der Schutzzone 

III des Trinkwasserschutzgebietes 534-124 WSG „Der Große Wolsbach“, Friedensdorf.  

 

Verminderung der Grundwasserneubildung 

Durch die Festsetzungen im Bebauungsplan (Textliche Festsetzung zur Befestigung der Gehwege und 

Pkw-Stellplätze in wasserdurchlässiger Weise, hohe Anteile von nicht bebauten Grundstücksflächen, 

etc.) kann das auf diesen Flächen anfallende Niederschlagswasser, wie bisher, versickern.  

Die gesetzlichen Vorgaben des § 55 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Verbindung mit § 37 Hes-

sisches Wassergesetz (HWG) zur Regelung der Flächenversiegelung und der Verwertung und Versi-

ckerung des Niederschlagswassers sind darüber hinaus im Rahmen der nachfolgenden Planungsebe-

nen (Erschließungsplanung, Baugenehmigungsverfahren und Bauausführung) zu berücksichtigen. Re-

genwasser von Dachflächen sowie Drainagewasser ist gemäß § 55 WHG ortsnah zu versickern, zu 

verrieseln oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewäs-

ser einzuleiten, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften 

noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 

 

Versickerung von Niederschlagswasser 

Durch die Festsetzung zur Befestigung der Gehwege und Pkw-Stellplätze in wasserdurchlässiger 

Weise, kann das auf diesen Flächen anfallende Niederschlagswasser, wie bisher, versickern.  
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Hinweis: Folgende Versickerungsformen sind je nach Topografie, Verdichtung und Gestaltung des Bau-

grundstückes möglich1: 

 

Flächenversickerung 

Flächen, auf denen zusätzlich aufgebrachtes Niederschlagswasser von versiegelten Flächen versickert 

werden kann (z.B. Grasflächen, Pflanzstreifen, Rasengitterflächen). Da keine Zwischenspeicherung er-

folgt, ist ein sehr gut durchlässiger Untergrund Voraussetzung. 

Muldenversickerung 

Flache, begrünte Bodenvertiefungen, in denen das zugeleitete Niederschlagswasser kurzfristig zwi-

schengespeichert wird, bis es versickert. 

Rigolen-/Rohrversickerung 

Bestehend aus unterirdisch verlegten perforierten Rohrsträngen, in die das Niederschlagswasser gelei-

tet, zwischengespeichert sowie versickert wird. Für diese Versickerungsart wird keine spezielle Fläche 

benötigt. 

 

Bei der Auswahl der geeigneten Versickerungsmethode ist neben den konkreten örtlichen Verhältnissen 

auf dem Grundstück der Schutz des Grundwassers zu beachten. Bei oberflächennahem Grundwasser 

oder auf einem Grundstück in einer Wasserschutzzone, ist auf eine Versickerung von Wasser, welches 

von Stellplätzen oder Fahrwegen abfließt, in der Regel zu verzichten bzw. ist eine Versickerung sogar 

verboten. Für die vorliegende Planung wird daher im Vorfeld des Bauantrages die Erstellung eines Bau-

grundgutachtens empfohlen.  

Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 5 Wasserhaushaltsgesetz jedermann, unabhängig von den 

Festsetzungen vorhandener Bebauungspläne verpflichtet ist, eine Vergrößerung und Beschleunigung 

des Wasserabflusses zu vermeiden. Im Vorfeld des Bauantrages und der Freiflächenplanung wird die 

Erstellung eines Baugrundgutachtens sowie einer Entwässerungsplanung empfohlen, um Beeinträchti-

gungen auf dem Grundstück sowie auf dem Nachbargrundstück zu vermeiden.  

 

Vermeidung von Vernässungs- und Setzrissschäden:  

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt keine Informationen vor. 

 

Lage im Einflussbereich eines „Grundwasserbewirtschaftungsplans“ 

Das Plangebiet liegt nicht im Einflussbereich eines Grundwasserbewirtschaftungsplans. 

 

Bemessungsgrundwasserstände 

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt keine Informationen vor.  

 

Barrierewirkung von Bauwerken im Grundwasser 

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Planungszeitpunkt keine Informationen vor.  

 

 

1 Die gezielte Versickerung von Niederschlagswasser ist im Bebauungsplan nicht festgesetzt. Im Vorfeld des Bau-
antrages und der Freiflächenplanung wird die Erstellung eines Baugrundgutachtens empfohlen. Eine gezielte Ver-
sickerung von Niederschlagswasser dürfte nur eingeschränkt möglich sein. 
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Landesgrundwassermessstellen/-dienst  

Es befinden sich keine Landesgrundwassermessstellen im Plangebiet. 

 

7.4 Schutz oberirdischer Gewässer 

Gewässerrandstreifen 

Es befinden sich keine Gewässerrandstreifen innerhalb des Geltungsbereiches. 

 

Gewässerentwicklungsflächen: 

Es befinden sich keine Gewässerentwicklungsflächen innerhalb des Geltungsbereiches. 

 

Darstellung oberirdischer Gewässer und Entwässerungsgräben: 

Es befinden sich keine eigenständig ausgewiesenen Gewässer- oder Grabenparzellen innerhalb des 

Geltungsbereiches. 

 

Anlagen in, an, über und unter oberirdischen Gewässern: 

Es befinden sich keine entsprechenden Anlagen im Plangebiet.  

 

7.5 Abwasserbeseitigung 

Gesicherte Erschließung: 

Die Erschließung ist in Form von der Hambachstraße im Bestand gegeben und kann vom Grundsatz 

her als gesichert eingestuft werden. Im Rahmen des weiteren Planungsprozesses wird die Ver- und 

Entsorgungsplanung weiter im Detail geprüft und die Erkenntnisse in die Bauleitplanung aufgenommen.  

 

Anforderungen an die Abwasserbeseitigung: 

Das Plangebiet soll ans bestehende Mischsystem angeschlossen werden. Dafür muss zum Entwurf im 

Rahmen der Erschließungsplanung überprüft werden, inwiefern der Anschluss der weiteren gewerbli-

chen Bauflächen hinsichtlich der infrastrukturellen und hydrologischen Kapazitäten erfolgen kann oder 

ob es weitere Erschließungsmaßnahmen benötigt. 

 

Leistungsfähigkeit der Abwasseranlagen: 

Im Rahmen der Erschließungsplanung, welche zum Entwurf erfolgt, muss geprüft werden, inwiefern die 

vorhandene Abwasserinfrastruktur leistungsfähig genug ist, um das Mehraufkommen an Abwasser ab-

zuleiten. 

 

Reduzierung der Abwassermenge: 

Durch die Festsetzungen und Hinweise zur Verwertung und Versickerung von Niederschlagswasser 

kann in geeigneten Fällen der Verbrauch von sauberem Trinkwasser und zugleich die Abwassermenge 

verringert werden. Die ausreichende Dimensionierung und die Ablaufmenge sind im jeweiligen Bauan-

tragsverfahren in den Unterlagen (Entwässerungsplan) nachzuweisen. 

 

Versickerung des Niederschlagswassers: 
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Die im Bebauungsplan festgesetzten textlichen Festsetzungen ermöglichen eine Versickerung und tra-

gen somit zu einem schonenden Grundwasserumgang bei.  

 

Entwässerung im Trennsystem: 

Die Entwässerung erfolgt im Trennsystem. Der Anschluss erfolgt über die bestehende Infrastruktur der 

Hambachstraße. 

 

Besonderheiten bei Gewerbe- und Industriegebieten: 

Zum jetzigen Planungszeitpunkt können hierzu keine Aussagen getroffen werden, da es sich vorliegend 

um eine Angebotsplanung handelt. 

 

Kosten und Zeitplan: 

Zum jetzigen Planungszeitpunkt können hierzu keine Aussagen getroffen werden. 

 

7.6 Abflussregelung 

Abflussverhältnisse im Gewässer: 

Im Plangebiet befinden sich keine Vorfluter, die eigenständig als Gewässerparzelle ausgewiesen und 

in der Kartengrundlage dargestellt sind, so dass die Abflussregelung durch die vorliegende Bauleitpla-

nung zunächst nicht beeinträchtigt wird. Im Zuge der weiteren Erschließungsplanung wird auch die Ent-

wässerungsplanung im Detail weiter ausgearbeitet und die Ergebnisse zum Entwurf des Bebauungs-

planes mit aufgenommen.  

 

Hochwasserschutz: 

Zum jetzigen Planungszeitpunkt des Vorentwurfes liegen keine Informationen vor. 

 

Erforderliche Hochwasserschutzmaßnahmen: 

Zum jetzigen Planungszeitpunkt nicht bekannt. 

 

Vermeidung der Versiegelung bzw. Entsiegelung von Flächen: 

Die im Bebauungsplan festgesetzten textlichen Festsetzungen tragen zu einem schonenden Grund-

wasserumgang und somit zur Reduzierung der Abwassermenge bei. Eine Entsiegelung von Flächen 

kann im Plangebiet nicht erfolgen.  

 

Starkregen: 

Zu diesem Themenkomplex folgen Ausführungen zum Entwurf. 

 

7.7 Besondere wasserwirtschaftliche Anforderungen bei vorhabenbezogener Bauleitpla-

nung für die gewerbliche Wirtschaft 

Entfällt aufgrund des Planziels. 

 

8. Altlastenverdächtige Flächen, Baugrund und vorsorgender Bodenschutz 
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Altlasten 

Der Gemeinde Dautphetal sind derzeit keine Informationen über das Vorkommen von Altlasten im Plan-

gebiet bekannt. 

Werden bei der Durchführung von Erdarbeiten Bodenverunreinigungen oder sonstige Beeinträchtigun-

gen festgestellt, von denen eine Gefährdung für Mensch und Umwelt ausgehen kann, sind umgehend 

die Behörden zu informieren. 

 

Baugrund 

Zu dieser Thematik liegen zum jetzigen Zeitpunkt keine Informationen vor. Ein Baugrundgutachten wird 

im weiteren Verfahren beauftragt. 

 

Vorsorgender Bodenschutz 

Nachfolgend werden verschiedene Empfehlungen zum vorsorgenden Bodenschutz aufgeführt, die als 

Hinweise für die Planungsebenen der Bauausführung und Erschließungsplanung vom Bauherrn / Vor-

habenträger zu beachten sind: 

 

1. Maßnahmen zum Bodenschutz bei der Baudurchführung, beispielsweise Schutz des Mutterbodens nach 

§ 202 BauGB. Von stark belasteten / befahrenen Bereichen ist zuvor der Oberboden abzutragen. 

2. Vermeidung von Bodenverdichtungen durch Aufrechterhaltung eines durchgängigen Porensystems bis in den 

Unterboden, d.h. Erhaltung des Infiltrationsvermögen. Bei verdichtungsempfindlichen Böden (Feuchte) und 

Böden mit einem hohen Funktionserfüllungsgrad hat die Belastung des Bodens so gering wie möglich zu 

erfolgen, d.h. ggf. der Einsatz von Baggermatten / breiten Rädern / Kettenlaufwerken etc. und die Berücksich-

tigung der Witterung beim Befahren von Böden (siehe Tab. 4-1, Arbeitshilfe „Rekultivierung von Tagebau- und 

sonstigen Abgrabungsflächen -HMUKLV, Stand März 2017). 

3. Ausreichend dimensionierte Baustelleneinrichtung und Lagerflächen nach Möglichkeit im Bereich bereits ver-

dichteter bzw. versiegelter Boden anlegen (ggf. Verwendung von Geotextil, Tragschotter). 

4. Ausweisung von Bodenschutz- / Tabuflächen bzw. Festsetzungen nicht überbaubarer Grundstücksflächen. 

5. Wo es logistisch möglich ist, sind Flächen vom Baustellenverkehr auszunehmen, z. B. durch Absperrung mit 

Bauzäunen, Einrichtung fester Baustraßen oder Lagerflächen. Bodenschonende Einrichtung und Rückbau. 

6. Vermeidung von Fremdzufluss, z.B. zufließendes Wasser von Wegen. Der ggf. vom Hang herabkommende 

Niederschlag ist während der Bauphase – beispielsweise durch einen Entwässerungsgraben an der hangauf-

wärts gelegenen Seite des Grundstückes –, um das unbegrünte Grundstück herumzuleiten. Anlegen von 

Rückhalteeinrichtungen und Retentionsflächen. 

7. Technische Maßnahmen zum Erosionsschutz. 

8. Sachgerechte Zwischenlagerung und Wiedereinbau des Oberbodens (DIN 18915, DIN 19731). 

9. Lagerflächen vor Ort sind aussagekräftig zu kennzeichnen. Die Höhe der Boden-Mieten darf 2 m bzw. 4 m 

(bei Ober- bzw. Unterboden) nicht übersteigen. Die Bodenmieten dürfen nicht befahren werden und sind bei 

mehrmonatiger Standzeit zu profilieren (ggf. Verwendung von Geotextil, Erosionsschutzmatte), gezielt zu be-

grünen und regelmäßig zu kontrollieren. 

10. Fachgerechter Umgang mit Bodenaushub und Wiederverwertung des Bodenaushubs am Eingriffsort. Ober- 

und Unterboden separat ausbauen, lagern und in der ursprünglichen Reihenfolge wieder einbauen. 

11. Angaben zu Ort und Qualität der Verfüllmaterialien. 

12. Beseitigung von Verdichtungen im Unterboden, d.h. verdichteter Boden ist nach Abschluss der Bauarbeiten 

und vor Auftrag des Oberbodens und der Eingrünung zu lockern (Tiefenlockerung). Danach darf der Boden 

nicht mehr befahren werden. 
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13. Zuführen organischer Substanz und Kalken (Erhaltung der Bodenstruktur, hohe Gefügestabilität, hohe Was-

serspeicherfähigkeit sowie positive Effekte auf Bodenorganismen). 

14. Zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht kann die Arbeitshilfe „Rekultivierung von Tagebau- und 

sonstigen Abgrabungsflächen -HMUKLV Stand März 2017“ hilfsweise herangezogen werden. 

 

Für die zukünftigen Bauherren sind nachfolgende Infoblätter des Hessischen Ministeriums für Umwelt, 

Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (HMUKLV) zu beachten: 

• Boden - mehr als Baugrund, Bodenschutz für Bauausführende (HMUKLV, 2018) 

• Boden - damit der Garten funktioniert, Bodenschutz für Häuslebauer (HMUKLV, 2018) 

 

 

9. Kampfmittel  

Der Gemeinde Dautphetal liegen keine Kenntnisse über eine Kampfmittelbelastung im Plangebiet vor. 

 

 

10. Immissionsschutz 

Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes entspre-

chend zu würdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen 

einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend 

dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auch sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich 

vermieden werden. 

Die geplante Ausweisung eines Gewerbegebietes im Kontext der im näheren Umfeld vorhandenen Nut-

zungen trägt dem Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG grundsätzlich Rechnung. Immissionsschutz-

rechtliche Konflikte sind nicht erkennbar. 

 

 

11. Denkmalschutz 

Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und Fundge-

genstände, zum Beispiel Scherben, Steingeräte, Skelettreste entdeckt werden, so ist dies gemäß § 21 

HDSchG dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen (Abt. Archäologische Denkmalpflege) oder der 

unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind gemäß 

§ 21 Abs. 3 HDSchG bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten Zustand zu er-

halten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen. 

 

 

12. Bodenordnung 

Ein Bodenordnungsverfahren gemäß §§ 45 und 80 BauGB wird voraussichtlich nicht erforderlich. 
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